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Allgemeine Geschäftsbedingungen
Johs. Boss GmbH & Co. KG

I. Allgemeines

1. Für die Geschäftsbeziehung zwi-
schen der Johs. Boss GmbH & Co KG
(nachfolgend „Lieferer“), Johannes-
Boss-Straße 9, 72461 Albstadt und
dem Kunden (nachfolgend „Besteller“)
gelten ausschließlich die nachfolgen-
den Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen (AGB) in ihrer zum Zeitpunkt des
Angebots gültigen Fassung. Abwei-
chende Bedingungen des Bestellers
werden nicht anerkannt, es sei denn,
der Lieferer stimmt ihrer Geltung aus-
drücklich schriftlich zu. Die AGB gel-
ten auch dann, wenn der Lieferer in
Kenntnis entgegenstehender oder von
den Lieferer Bedingungen abweichen-
der Bedingungen des Bestellers die
Leistung vorbehaltlos annimmt.

Diese AGB gelten nur gegenüber Be-
stellern, welche Unternehmer oder ju-
ristische Personen des privaten oder 
öffentlichen Rechtes sind.

Weitere Informationen zu den Kommu-
nikationsdaten und der gesetzlichen 
Vertretung des Lieferers finden Sie in 
der Anbieterkennzeichnung (Impressum).

2. Der Lieferer behält sich an Mustern,
Kostenvoranschlägen, Zeichnungen u.ä.
Informationen körperlicher und unkör-
perlicher Art - auch in elektronischer
Form - Eigentums- und Urheberrechte
vor; sie dürfen Dritten nicht zugänglich
gemacht werden. Der Lieferer seiner-
seits verpflichtet sich, vom Besteller
als vertraulich bezeichnete Informati-
onen und Unterlagen nur mit dessen
Zustimmung betriebsfremden Dritten
zugänglich zu machen.

3. Die zu einem Angebot des Lieferers
gehörenden Unterlagen, wie Abbil
dungen, Zeichnungen, Gewichts- und
Maßangaben, sind nur annähernd
maßgebend, soweit sie nicht aus-
drücklich als verbindlich bezeichnet
sind. Der Besteller übernimmt für die
von ihm beizubringenden Unterlagen,
wie Zeichnungen, Lehren, Muster oder
dgl., die alleinige Verantwortung. Der
Besteller hat dafür einzustehen, dass
von ihm vorgelegte Ausführungszeich-
nungen nicht in Schutzrechte Dritter
eingreifen. Er wird bei Verstoß den
Lieferer von allen hieraus resultieren-
den Schadenspositionen freistellen.

4. Muster werden nur gegen Berech-
nung geliefert.

5. Angebotsgültigkeit 8 Wochen. Zwi-
schenverkauf vorbehalten.

6. Werkskalibrierscheine des Lieferers
sind keine akkreditierten Berichte und
folglich nicht vom EA MLA abgedeckt.

II. Umfang der Lieferung

1. Für den Umfang der Lieferung ist
die schriftliche Auftragsbestätigung
des Lieferers maßgebend, im Fal-
le eines Angebotes des Lieferers mit
zeitlicher Bindung und fristgemäßer
Annahme das Angebot, sofern keine
rechtzeitige Auftragsbestätigung vor-
liegt.  Jede Änderung oder Ergänzung
der Auftragsbestätigung, die nicht
durch eine individuelle, unmittelbar
zwischen den Parteien ausgehandelte
Vereinbarung geschieht, bedarf zu ih-

rer Wirksamkeit der Schriftform. 

2. Werden Sonderwerkzeuge in Auftrag
gegeben, so darf die Bestellmenge um
ca. 10 %, mindestens jedoch um 2
Stück, über- oder unterschritten wer-
den. Berechnet wird die Liefermenge.

III. Preis und Zahlung

1. Die Preise gelten mangels besonde-
rer Vereinbarung ab Werk einschließ-
lich Verladung im Werk, jedoch aus-
schließlich Verpackung und Entladung.
Zu den Preisen kommt die Umsatz-
steuer in der jeweiligen gesetzlichen
Höhe hinzu.

2. Mangels besonderer Vereinbarung
ist die Zahlung frei Zahlstelle des
Lieferers ohne jeden Abzug innerhalb
von 30 Tagen nach Rechnungsdatum
(auch bei Teillieferungen) oder inner-
halb 10 Kalendertagen mit 2% Skonto
zu leisten.

3. Das Recht, Zahlungen zurückzuhal-
ten, steht dem Besteller nur insoweit
zu, als seine Gegenansprüche unbe-
stritten oder rechtskräftig festgestellt
sind.

4. Das Recht des Bestellers, mit Ge-
genansprüchen aus anderen Rechts-
verhältnissen aufzurechnen, steht ihm
nur insoweit zu, als diese unbestritten
oder rechtskräftig festgestellt sind.

IV. Lieferzeit, Lieferverzögerung

1. Eine vereinbarte Lieferfrist beginnt
mit der Absendung der Auftragsbestä-
tigung, jedoch nicht vor der Beibrin-
gung der vom Besteller zu beschaf-
fenden Unterlagen, Genehmigungen,
Freigaben sowie vor Eingang einer
vereinbarten Anzahlung auf der ver-
einbarten Zahlstelle des Lieferers.

2. Die Einhaltung der Lieferfrist steht
unter dem Vorbehalt richtiger und
rechtzeitiger Selbstbelieferung.

3. Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn
bis zu ihrem Ablauf der Liefergegen-
stand das Werk verlassen hat oder
die Versandbereitschaft mitgeteilt ist.
Soweit eine Abnahme zu erfolgen hat,
ist - außer bei berechtigter Abnahme-
verweigerung - der Abnahmetermin
maßgebend, hilfsweise die Meldung
der Abnahmebereitschaft.

4. a) „Höhere Gewalt“ bedeutet das
Eintreten eines Ereignisses oder Um-
stands, das eine Partei daran hindert,
eine oder mehrere ihrer vertraglichen
Verpflichtungen aus dem Vertrag zu
erfüllen, wenn und soweit die von dem
Hindernis betroffene Partei nachweist,
dass: (a) dieses Hindernis außerhalb
der ihr zumutbaren Kontrolle liegt; und
(b) es zum Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses nicht in zumutbarer Weise
vorhersehbar war; und (c) die Aus-
wirkungen des Hindernisses von der
betroffenen Partei nicht in zumutbarer
Weise hätten vermieden oder über-
wunden werden können.

b) Bis zum Beweis des Gegenteils wird
bei den folgenden Ereignissen vermutet,
die eine Partei betreffen, sie würden
die Voraussetzungen unter Absatz 4 a)
lit. (a) und Absatz 4 a) lit. (b) erfüllen:
(i) Krieg (erklärt oder nicht erklärt),

Feindseligkeiten, Angriff, Handlungen 
ausländischer Feinde, umfangreiche 
militärische Mobilisierung; (ii) Bür-
gerkrieg, Aufruhr, Rebellion und Re-
volution, militärische oder sonstige 
Machtergreifung, Aufstand, Terrorakte, 
Sabotage oder Piraterie; (iii) Wäh-
rungs- und Handelsbeschränkungen, 
Embargo, Sanktionen; (iv) rechtmäßige 
oder unrechtmäßige Amtshandlungen, 
Befolgung von Gesetzen oder Regie-
rungsanordnungen, Enteignung, Be-
schlagnahme von Werken, Requisition, 
Verstaatlichung; (v) Pest, Epidemie, 
Naturkatastrophe oder extremes Natu-
rereignis; (vi) Explosion, Feuer, Zerstö-
rung von Ausrüstung, längerer Ausfall 
von Transportmitteln, Telekommunika-
tion, Informationssystemen oder Ener-
gie; (vii) allgemeine Arbeitsunruhen 
wie Boykott, Streik und Aussperrung, 
Bummelstreik, Besetzung von Fabriken 
und Gebäuden.

c) Eine Partei, die sich mit Erfolg auf
diese Klausel beruft, ist ab dem Zeit-
punkt, zu dem das Hindernis ihr die
Leistungserbringung unmöglich macht,
von ihrer Pflicht zur Erfüllung ihrer
vertraglichen Verpflichtungen und von
jeder Schadenersatzpflicht oder von
jedem anderen vertraglichen Rechts-
behelf wegen Vertragsverletzung be-
freit; sofern dies unverzüglich mitge-
teilt wird. Erfolgt die Mitteilung nicht
unverzüglich, so wird die Befreiung von
dem Zeitpunkt an wirksam, zu dem die
Mitteilung die andere Partei erreicht.
Ist die Auswirkung des geltend ge-
machten Hindernisses oder Ereignis-
ses vorübergehend, so gelten die eben
dargelegten Folgen nur so lange, wie
das geltend gemachte Hindernis die
Vertragserfüllung durch die betrof-
fene Partei verhindert. Hat die Dauer
des geltend gemachten Hindernisses
zur Folge, dass den Vertragsparteien
dasjenige, was sie kraft des Vertrages
berechtigterweise erwarten durften, in
erheblichem Maße entzogen wird, so
hat jede Partei das Recht, den Vertrag
durch Benachrichtigung der anderen
Partei innerhalb eines angemessenen
Zeitraums zu kündigen. Sofern nicht
anders vereinbart, vereinbaren die
Parteien ausdrücklich, dass der Ver-
trag von jeder Partei gekündigt werden
kann, wenn die Dauer des Hindernisses
120 Tage überschreitet.

5. Wird der Versand auf Wunsch des
Bestellers verzögert, so ist der Lie-
ferer berechtigt, nach Setzung und
fruchtlosem Ablauf einer angemesse-
nen Frist, anderweitig über den Lie-
fergegenstand zu verfügen und den
Besteller mit angemessen verlängerter
Frist zu beliefern. Oder es werden be-
ginnend mit einem Monat nach Mel-
dung der Versand- bzw. der Abnahme-
bereitschaft, die durch die Verzögerung
entstandenen Kosten berechnet.

6. Die Einhaltung der Lieferfrist setzt
die Erfüllung der Vertragspflichten des
Bestellers voraus.

V. Gefahrübergang und Entge-
gennahme

1. Die Gefahr geht mit der Absendung
der Lieferteile auf den Besteller über,
und zwar auch dann, wenn Teillie-

ferungen erfolgen oder der Lieferer 
noch andere Leistungen, z.B. die Ver-
sendungskosten oder Anfuhr und/oder 
Aufstellung übernommen hat.

Auf Wunsch des Bestellers wird auf 
Kosten des Bestellers die Sendung der 
Lieferteile durch den Lieferer gegen 
Diebstahl, Bruch-, Transport-, Feuer- 
und Wasserschäden sowie sonstige, 
versicherbare, vom Besteller geforder-
te Risiken versichert.

2. Verzögert sich der Versand infolge
von Umständen, die der Besteller zu
vertreten hat, so geht die Gefahr vom
Tage der Versandbereitschaft auf den
Besteller über; jedoch ist der Lieferer
verpflichtet, auf Wunsch und auf Kos-
ten des Bestellers die Versicherungen
für die Lieferteile zu bewirken, die die-
ser verlangt.

3. Angelieferte Gegenstände sind, auch
wenn sie unwesentliche Mängel auf-
weisen, vom Besteller unbeschadet der
Rechte aus Abschnitt VII entgegenzu-
nehmen.

4. Teillieferungen sind, soweit diese
dem Besteller zumutbar sind, zulässig.

VI. Eigentumsvorbehalt

1. Der Lieferer behält sich das Eigen-
tum an der Ware vor, bis sämtliche
Forderungen des Lieferers gegen den
Besteller aus der Geschäftsverbindung
zum Zeitpunkt des Abschlusses des
konkreten Kaufvertrages, einschließ-
lich der künftig entstehenden For-
derungen auch aus gleichzeitig oder
später abgeschlossenen Verträgen be-
glichen sind. Das gilt auch dann, wenn
einzelne oder sämtliche Forderungen
des Lieferers in eine laufende Rech-
nung aufgenommen wurden und der
Saldo gezogen und anerkannt ist.

2. Der Besteller ist zur Weiterveräuße-
rung der Vorbehaltsware im ordnungs-
gemäßen Geschäftsgang nur dann be-
rechtigt, wenn er dem Lieferer hiermit
alle Forderungen abtritt, die ihm aus
der Weiterveräußerung gegen Abneh-
mer oder gegen Dritte erwachsen. Wird
Vorbehaltsware unverarbeitet oder
nach Verarbeitung oder Verbindung mit
Gegenständen, die ausschließlich im
Eigentum des Bestellers stehen, ver-
äußert, so tritt der Besteller die aus
der Weiterveräußerung entstehenden
Forderungen in voller Höhe an den
Lieferer ab. Wird Vorbehaltsware vom
Besteller nach Verarbeitung/Verbin-
dung zusammen mit nicht dem Liefe-
rer gehörender Ware veräußert, so tritt
der Besteller die aus der Weiterver-
äußerung entstehenden Forderungen in
Höhe des Wertes der Vorbehaltsware
mit allen Nebenrechten und Rang vor
dem Rest ab. Der Lieferer nimmt die
Abtretung an. Zur Einziehung dieser
Forderungen ist der Besteller auch
nach Abtretung ermächtigt. Die Befug-
nis des Lieferers, die Forderung selbst
einzuziehen, bleibt hiervon unberührt;
jedoch verpflichtet sich der Lieferer,
die Forderungen nicht einzuziehen,
solange der Besteller seinen Zah-
lungs- und sonstigen Verpflichtungen
ordnungsgemäß nachkommt. Der Lie-
ferer kann verlangen, dass der Bestel-
ler ihm die abgetretenen Forderungen
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und deren Schuldner bekannt gibt, alle 
zum Einzug erforderlichen Angaben 
macht, die dazu gehörigen Unterlagen 
aushändigt und dem Schuldner die Ab-
tretung mitteilt.

3. Der Lieferer verpflichtet sich, die
ihm zustehenden Sicherungen inso-
weit freizugeben, als ihr Wert die zu
sichernden Forderungen, soweit diese
noch nicht beglichen sind, um mehr
als 20% übersteigt.

4. Der Lieferer ist berechtigt, vor er-
folgter Bezahlung, den Liefergegen-
stand auf Kosten des Bestellers gegen
Diebstahl, Bruch-, Feuer-, Wasser- und 
sonstige Schäden zu seinen Gunsten zu
versichern, sofern nicht der Besteller
selbst die Versicherung nachweislich
abgeschlossen hat.

5. Der Besteller hat bei Pfändungen
sowie Beschlagnahme oder sonstigen
Verfügungen durch Dritte in den Liefer-
gegenstand den Lieferer unverzüglich
umfassend schriftlich zu benachrichtigen.

VII. Haftung für Mängel der
Lieferung

Für Mängel der Lieferung, zu denen 
auch das Fehlen von ausdrücklich 
zugesicherten Eigenschaften gehört, 
haftet der Lieferer unter Ausschluss 
weiterer Ansprüche unbeschadet Ab-
schnitt IX, 3, wie folgt dargestellt. 
Hierbei ist vorab darauf hinzuweisen, 
dass der typische Verschleiß von 
Werkzeugen keine Gewährleistungs-
frage und damit kein Mangel darstellt.

1. Alle diejenigen Lieferteile sind un-
entgeltlich nach billigem Ermessen
des Lieferers unterliegender Wahl
nachzubessern oder neu zu liefern, die
sich innerhalb von 12 Monaten seit
Gefahrübergang der Lieferteile infolge
eines vor dem Gefahrübergang liegen-
den Umstandes – insbesondere wegen
fehlerhafter Bauart, schlechter Baus-
toffe oder mangelhafter Ausführung –
als mängelbehaftet herausstellen.

Die Feststellung solcher Mängel ist 
dem Lieferer unverzüglich unter Be-
schreibung des Mangels schriftlich 
zu melden. Ersetzte Teile werden Ei-
gentum des Lieferers.  Für Mängel des 
vom Besteller beigestellten und ange-
lieferten Materials haftet der Lieferer 
nur, wenn er bei Anwendung fachmän-
nischer Sorgfalt die Mängel vor Verar-
beitung hätte erkennen müssen. 

Bei Lohnfertigung nach Zeichnung des 
Bestellers haftet der Lieferer nur für 
die zeichnungsmäßige Ausführung. 

2. Das Recht des Bestellers, Ansprüche
aus Mängeln geltend zu machen verjährt
in 12 Monaten nach Gefahrübergang.

3. Es wird keine Gewähr übernommen
für Schäden, die aus nachfolgenden
Gründen entstanden sind:

Ungeeignete oder unsachgemäße Ver-
wendung, fehlerhafte Montage bzw. 
Inbetriebsetzung durch den Besteller 
oder Dritte, natürliche Abnutzung, feh-
lerhafte oder nachlässige Behandlung, 
ungeeignete Betriebsmittel, chemische, 
elektrochemische oder elektrische 
Einflüsse, sofern sie nicht auf ein Ver-
schulden des Lieferers zurückzuführen 

sind.

4. Zur Vornahme aller notwendigen
Nachbesserungen und Ersatzlieferun-
gen hat der Besteller nach Verständi-
gung mit dem Lieferer die erforderliche
Zeit und Gelegenheit zu geben. Nur in
dringenden Fällen der Gefährdung der
Betriebssicherheit und zur Abwehr
unverhältnismäßig großer Schäden,
wobei der Lieferer sofort zu verständi-
gen ist, oder wenn der Lieferer mit der
Beseitigung des Mangels im Verzug ist,
hat der Besteller das Recht, den Man-
gel selbst oder durch Dritte beseitigen
zu lassen und vom Lieferer Ersatz der
notwendigen Kosten zu verlangen.

5. Für ein Ersatzstück und/oder die
Nachbesserung (im Falle von Kulanz-
abwicklung ohne festgestellten Ge-
währleistungsfall) begrenzt sich die
Gewährleistungsfrist auf den Ablauf
der ursprünglichen Gewährleistungs-
frist für den Liefergegenstand.

6. Durch etwa seitens des Bestellers
oder Dritter unsachgemäß, ohne vor-
herige Genehmigung des Lieferers,
vorgenommene Änderung oder In-
standsetzungsarbeiten wird die Ge-
währleistung und/oder Garantie für
das Lieferteil sowie eventuelle Folge-
schäden aufgehoben.

7. Die Haftung für Kardinalspflichten
aus dem Vertragsverhältnis wird auf
den vertragstypischen, vorhersehbaren
Schaden begrenzt. Für nichtvertrags-
wesentliche Pflichtverletzungen wird
die Haftung für einfache und leichte
Fahrlässigkeit ausgeschlossen.

Dieser Haftungsausschluss gilt nicht 
bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit 
des Inhabers oder leitender Angestell-
ter und in den Fällen, in denen nach 
Produkthaftungsgesetz bei Fehlern des 
Liefergegenstandes für Personen- oder 
Sachschäden an privat genutzten Ge-
genständen gehaftet wird. Er gilt auch 
nicht beim Fehlen von Eigenschaften, 
die ausdrücklich zugesichert sind, 
wenn die Zusicherung gerade bezweckt 
hat, den Besteller gegen Schäden, die 
nicht am Liefergegenstand selbst ent-
standen sind, abzusichern.

VIII. Haftung für Nebenpflich-
ten/Haftungsbegrenzung

Wenn durch Verschulden des Lieferers 
der gelieferte Gegenstand vom Bestel-
ler infolge unterlassener oder fehler-
hafter Ausführung von vor oder nach 
Vertragsschluss liegenden Vorschlä-
gen und Beratungen sowie anderen 
Nebenverpflichtungen – insbesondere 
Anleitung für Bedienung und Wartung 
des Liefergegenstandes – nicht ver-
tragsgemäß verwendet werden kann, 
so gelten unter Ausschluss weiterer 
Ansprüche des Bestellers die Regelun-
gen der Abschnitte VII und IX entspre-
chend. Die Haftung wird auf 10 % bei 
leichter Fahrlässigkeit begrenzt.

IX. Recht des Bestellers auf
Rücktritt

1. Liegt Leistungsverzug im Sinne des
Abschnittes IV der Lieferbedingungen
vor und gewährt der Besteller dem in
Verzug befindlichen Lieferer eine ange-

messene Nachfrist mit der ausdrückli-
chen Erklärung, dass er nach Ablauf 
dieser Frist die Annahme der Leistung 
ablehne, und wird die Nachfrist nicht 
eingehalten, so ist der Besteller zum 
Rücktritt berechtigt.

2. Tritt die Unmöglichkeit während
des Annahmeverzuges oder durch Ver-
schulden des Bestellers ein, so bleibt
dieser zur Gegenleistung verpflichtet.

3. Der Besteller hat ferner ein Rück-
trittsrecht, wenn der Lieferer eine ihm
gestellte angemessene Nachfrist für
die Nachbesserung oder Ersatzliefe-
rung bezüglich eines von i hm zu ver-
tretenden Mangels im Sinne der Liefer-
bedingungen durch sein Verschulden
fruchtlos verstreichen lässt. Das Rück-
trittsrecht des Bestellers besteht auch
in sonstigen Fällen des Fehlschlagens
der Ausbesserung oder Ersatzlieferung
durch den Lieferer.

X. Besondere Bedingungen
für Bearbeitungsverträge
(Fertigstellung, Aufarbeitung,
Umarbeitung oder Wiederher-
stellung von Werkzeugen)

Ergänzend zu oder abweichend von 
den Lieferbedingungen gilt für derar-
tige Bearbeitungsverträge:

1. Die Rechnungen sind sofort ohne
Abzug zu bezahlen.

2. Für die Qualität und Brauchbarkeit
des an den Lieferer eingesandten und
damit vom Besteller beigestellten Ma-
terials übernimmt der Lieferer keine
Haftung. Sein Anspruch auf Vergütung
bleibt unberührt. Wird das Material
bei der Bearbeitung durch Verschulden
des Lieferers unbrauchbar, entfallen
der Vergütungsanspruch des Lieferers.
Für einen Schaden gelten die Bestim-
mungen der Ziffern VII und VIII.

XI. Verjährung

Alle Ansprüche des Bestellers - aus 
welchen Rechtsansprüchen auch im-
mer - verjähren in 12 Monaten ab Ge-
fahrübergang.

XII. Softwarenutzung

Soweit im Lieferumfang Software ent-
halten ist:

1. Der Besteller erwirbt das einfache,
zeitlich und räumlich unbeschränkte
Recht, die enthaltene Software be-
stimmungsgemäß zu internen Zwecken
zu verwenden. Hierzu darf er die Soft-
ware installieren und auf einem Lie-
fergegenstand gleichzeitig nutzen. Die
Rechtseinräumung bezieht sich nicht
auf den Quellcode der Software. Rech-
te zur Bearbeitung, Verbreitung oder
öffentlichen Zugänglichmachung der
Software werden nicht gewährt.

2. Sicherungskopien darf der Be-
steller nur erstellen, soweit es für
den vertragsgemäßen Gebrauch des
Liefergegenstandes erforderlich ist.
Bewegliche Datenträger, die Siche-
rungskopien enthalten, sind mit dem
Urheberrechtsvermerk des Originalda-
tenträgers zu versehen.

3. Dem Besteller ist es nicht gestat-
tet, die gem. Absatz 1 eingeräumten

Nutzungsrechte an Dritte abzutreten, 
zu übertragen oder Unterlizenzen an 
ihnen einzuräumen.

4. Der Besteller verpflichtet sich, Her-
stellerangaben – insbesondere Copy-
right-Vermerke - nicht zu entfernen
oder ohne vorherige ausdrückliche Zu-
stimmung des Lieferers zu verändern.

5. Resultieren Schäden des Bestellers
aus dem Verlust von Daten, so haftet
der Lieferer hierfür nicht, soweit die
Schäden durch eine regelmäßige und
vollständige Sicherung aller relevan-
ten Daten durch den Besteller vermie-
den worden wären. Der Besteller wird
eine regelmäßige und vollständige Da-
tensicherung selbst oder durch einen
Dritten durchführen bzw. durchführen
lassen und ist hierfür allein verant-
wortlich.

6. Der Besteller ist im Hinblick auf
personenbezogene Daten von sich und
seinen Nutzern Verantwortlicher nach
Art.  4 Nr.  7 DS-GVO und hat daher
stets zu prüfen, ob die Verarbeitung
solcher Daten über die Nutzung der
Software von entsprechenden Erlaub-
nistatbeständen getragen ist.

7. Der Besteller ist für sämtliche von
ihm oder seinen Nutzern verwende-
ten Inhalte und verarbeiteten Daten
sowie die hierfür etwa erforderlichen
Rechtspositionen allein verantwortlich.
Der Lieferer nimmt von Inhalten des
Bestellers oder seiner Nutzer keine
Kenntnis und prüft die mit der Soft-
ware genutzten Inhalte grundsätzlich
nicht.

8. Der Besteller verpflichtet sich in
diesem Zusammenhang, den Liefe-
rer von jeder Haftung und jeglichen
Kosten, einschließlich möglicher und
tatsächlicher Kosten eines gerichtli-
chen Verfahrens, freizustellen, falls
der Lieferer von Dritten, auch von
Mitarbeitern des Bestellers persön-
lich, infolge von behaupteten Hand-
lungen oder Unterlassungen des Be-
stellers in Anspruch genommen wird.
Der Lieferer wird den Besteller über
die Inanspruchnahme unterrichten und
ihm, soweit dies rechtlich möglich ist,
Gelegenheit zur Abwehr des geltend
gemachten Anspruchs geben. Gleich-
zeitig wird der Besteller dem Lieferer
unverzüglich alle ihm verfügbaren In-
formationen über den Sachverhalt, der
Gegenstand der Inanspruchnahme ist,
vollständig mitteilen.

XIII. Gerichtsstand

1. Für alle Rechtsbeziehungen zwi-
schen dem Lieferer und dem Be-
steller gilt ausschließlich das für
die Rechtsbeziehungen inländischer
Parteien untereinander maßgebliche
Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land unter Ausschluss der Regeln des
UN-Kaufrechtes.

2. Gerichtsstand ist das für den Sitz
des Lieferers zuständige Gericht. Der
Lieferer ist jedoch berechtigt, am
Hauptsitz des Bestellers Klage zu
erheben.
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